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Verfahren zuerst eingeleitet worden war, nicht zuständig ist, 
führt das Gericht des anderen Vertragsstaates das Verfahren 
fort.

T e i l  III

Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen

Artikel 52 *

Entscheidungen, die der Anerkennung 
und Vollstreckung unterliegen

(1) Rechtskräftige Entscheidungen der Gerichte, der Organe 
der Vormundschaft und Pflegschaft, der Staatlichen Notariate 
und der Organe für Personenstandswesen des einen Vertrags­
staates werden unter den in diesem Vertrag festgelegten Vor­
aussetzungen auf dem Territorium des anderen Vertragsstaa­
tes anerkannt und vollstreckt.

(2) Als Entscheidungen im Sinne des Absatzes 1 gelten:

1. Entscheidungen in Zivil- und Familiensachen;

2. gerichtliche Einigungen;

3. Entscheidungen der Gerichte in Strafsachen über Scha­
denersatzansprüche ;

4. Urkunden über die Anerkennung der Vaterschaft und Ver­
pflichtung zur Unterhaltszahlung;

5. vollstreckbare Urkunden;

6. Kostenentscheidungen.

Voraussetzungen für die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen

Artikel 53

Die in Artikel 52 genannten Entscheidungen werden unter
folgenden Voraussetzungen anerkannt und vollstreckt:

1. wenn die Entscheidung nach den Gesetzen des Vertrags­
staates, auf dessen Territorium sie ergangen ist, rechts­
kräftig und vollstreckbar ist;

2. wenn die unterlegene Prozeßpartei nach den Gesetzen 
des Vertragsstaates, auf dessen Territorium die Entschei­
dung ergangen ist, ordnungsgemäß geladen worden ist und 
falls sie prozeßunfähig war, vertreten werden konnte;

3. wenn in dem gleichen Rechtsstreit zwischen den gleichen 
Prozeßparteien auf dem Territorium des Vertragsstaates, 
auf welchem die Entscheidung anzuerkennen oder zu voll­
strecken ist, nicht bereits früher eine rechtskräftige Ent­
scheidung ergangen ist, oder wenn bei einem Gericht die­
ses Vertragsstaates nicht schon früher ein Verfahren in 
dieser Sache anhängig wurde;

4. wenn die nach den Bestimmungen dieses Vertrages ver­
einbarte ausschließliche Zuständigkeit des Organs des Ver­
tragsstaates, auf dessen Territorium die Entscheidung an­
zuerkennen und zu vollstrecken ist, in der Sache beachtet 
worden ist.

Artikel 54

Entscheidungen über vermögensrechtliche Ansprüche wer­
den anerkannt und vollstreckt, wenn sie nach Inkrafttreten 
des Vertrages über die Rechtshilfe in Zivil-, Familien- und 
Strafsachen vom 28. November 1957 ergangen sind mit Aus­
nahme der Entscheidungen zugunsten von Kindern, die nicht 
aus einer Ehe abstammen. Letztere Entscheidungen unterlie­
gen der Anerkennung und Vollstreckung, wenn die Rechts­
verhältnisse, auf die sich die Entscheidung bezieht, nach In­
krafttreten des in diesem Absatz genannten Vertrages ent­
standen sind.

Entscheidungen über nichtvermögensrechtliche Ansprüche 
werden anerkannt, wenn sie vor Inkrafttreten des in diesem 
Artikel genannten Vertrages ergangen sind.

Verfahren bei der Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen

Artikel 55

(1) Entscheidungen nach Artikel 52 über nichtvermögens­
rechtliche Ansprüche werden ohne weiteres Verfahren auf 
den Territorien der Vertragsstaaten anerkannt.

(2) Für Entscheidungen nach Artikel 52 über vermögens­
rechtliche Ansprüche wird von den Gerichten des Vertrags­
staates, auf dessen Territorium die Vollstreckung durchge­
führt werden soll, die Vollstreckbarkeitserklärung erteilt. 
Uber die Erteilung der Vollstreckbarkeitserklärung wird das 
ersuchende Organ informiert.

(3) Bei der Erteilung der Vollstreckbarkeitserklärung be­
schränkt sich das Gericht darauf, festzustellen, ob die in den 
Artikeln 53 und 54 genannten Voraussetzungen erfüllt sind.

(4) Für die Erteilung der Vollstreckbarkeitserklärung und 
das Vollstreckungsverfahren gelten die Gesetze des Vertrags­
staates, auf dessen Territorium die Vollstreckung durchge­
führt werden soll.

Artikel 56

(1) Der Antrag auf Erteilung der Vollstreckbarkeitserklä­
rung und Einleitung der Vollstreckung ist bei dem Justizorgan 
am Ort der Entscheidung einzureichen. Dieses Justizorgan 
übersendet den Antrag dem zuständigen Gericht des anderen 
Vertragsstaates.

(2) Hat die Person, die den Antrag auf Genehmigung der 
Vollstreckung stellt, ihren Wohnsitz oder Aufenthalt auf dem 
Territorium des Vertragsstaates, auf dem die Entscheidung zu 
vollstrecken ist, kann der Antrag auch direkt bei dem zustän­
digen Gericht dieses Vertragsstaates eingereicht werden.

Artikel 57

(1) Dem Antrag nach Artikel 58 sind beizufügen:

1. eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift der 
Entscheidung mit der Bescheinigung der Rechtskraft und 
Vollstreckbarkeit, sofern dies nicht aus der Entscheidung 
selbst hervorgeht;

2. eine Bestätigung darüber, daß der unterlegenen Prozeß­
partei die Mitteilung über die Einleitung des Verfahrens 
rechtzeitig und in gehöriger Form zugestellt wurde und sie, 
falls sie prozeßunfähig war, vertreten werden konnte;


